
 
 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bundesregierung löst ein Versprechen gegenüber den Ländern 
ein und zimmert ein neues Steueränderungsgesetz, mit dem ver-
schiedene Änderungswünsche der Länder umgesetzt werden. Das 
hatte der Bundesrat vor Weihnachten zur Bedingung für die Zu-
stimmung zum Zollkodexanpassungsgesetz gemacht. Auch zur 
Neuregelung der Erbschaftsteuer auf Betriebsvermögen sind schon 
erste Details bekannt. Hier sind alle Themen im Überblick: 

ALLE STEUERZAHLER 
Nächstes Steueränderungsgesetz ist in Arbeit ....................................... 2 
Gesetz zur Anhebung von Steuerfreibeträgen und Kindergeld , ........... 2 
Steuerquellen sprudeln weiter , ............................................................. 2 
Erbschaftsteuererlass nach Ausfall von Rentenzahlungen , ................. 3 
Steuerbescheide vorläufig in Bezug auf Ausbildungskosten , ............... 5 
Besteuerung der Mütterrente , ............................................................... 5 
Betreuung eines Haustieres als haushaltsnahe Dienstleistung , ........... 6 

UNTERNEHMER & EXISTENZGRÜNDER 
Vorsteuererstattung als Betriebseinnahme , ......................................... 3 
Kein Vorsteuerabzug bei Ausgaben für Geschäftsführerwohnung , ...... 3 
Nutzung eines Pkws aus dem Betriebsvermögen des Ehegatten , ....... 4 
Neuregelung der Erbschaftssteuer ......................................................... 5 
Hersteller haftet für Steuerausfall durch manipulierbare Kassen , ........ 5 

GMBH-GESELLSCHAFTER & -GESCHÄFTSFÜHRER 
Vorsteuerabzug vor Gründung einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft , .... 4 

ARBEITGEBER 
Personalrabatte von Dritter Seite ............................................................ 4 

ARBEITNEHMER 
Mittelpunkt der Berufstätigkeit bezieht sich auf aktive Tätigkeiten , ...... 4 

IMMOBILIENBESITZER 
Steuerbonus für Gebäudesanierung ist wieder vom Tisch , .................. 2 
Grundsteuererlass nach Leerstand wegen Sanierungsmaßnahmen , .. 5 

KAPITALANLEGER 
Verrechnung von Altverlusten mit Abgeltungsteuer nicht möglich , ...... 6 

, = diese Meldung finden Sie in der Spalte „Kurz notiert“ 
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Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 11. 

Umsatzsteuer viertelj. - 10. - 

Lohnsteuer 10. 10. 11. 

Einkommensteuer 10. - - 

Körperschaftsteuer 10. - - 

Vergnügungsteuer 10. 10. 11. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 

13. 13. 15. 

Gewerbesteuer - - 15. 

Grundsteuer - - 15. 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 

- - 18. 

SV-Beitragsnachweis 25. 24. 22. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 27. 28. 27. 
 

 

AAUF DEN UF DEN PPUNKTUNKT  

»Jede Wirtschaft beruht auf 

dem Kreditsystem, das heißt 

auf der irrtümlichen Annahme, 

der andere werde gepumptes 

Geld zurückzahlen.« 

Kurt Tucholsky 

 

»Geizhälse sind unangenehme 

Zeitgenossen, aber angenehme 

Vorfahren.« 

Bernhard Fürst von Bülow 
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Nächstes Steueränderungsgesetz ist in Arbeit 
Mit einem neuen Steueränderungsgesetz will die Bundesregie-
rung vor allem verschiedenen Änderungswünschen der Länder 
Rechnung tragen, für die im letzten Jahr keine Zeit mehr war. 

Zum Jahreswechsel ist das Zollkodexanpassungsgesetz in Kraft ge-
treten. Lange hatte es aber so ausgesehen, als ob dieses Geset-
zesvorhaben nicht mehr rechtzeitig vor dem Jahresende abge-
schlossen werden könnte, denn der Bundesrat hatte zu dem Gesetz 
eine lange Liste mit Änderungswünschen vorgelegt und wollte zu 
deren Durchsetzung das Gesetz eigentlich in den Vermittlungsaus-
schuss schicken. Dass es kurz vor Weihnachten doch noch zu einer 
Zustimmung des Bundesrats kam, liegt daran, dass die Bundesre-
gierung erklärt hat, die Wünsche des Bundesrats in einem separa-
ten Änderungsgesetz kurz nach dem Jahreswechsel umzusetzen. 

Jetzt ist es soweit, dass dieses Versprechen eingelöst werden soll. 
Das Bundesfinanzministerium hat nämlich im Februar den Referen-
tenentwurf für ein „Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung 
zum Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex 
der Union und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ vor-
gelegt. Der Inhalt des Geset-
zes ist ähnlich sperrig wie sein 
Name und greift noch nicht 
einmal alle Wünsche des 
Bundesrats auf. 

Ob sich für das jetzt vorgeleg-
te Gesetz in der Praxis noch 
ein griffigerer Name findet, 
muss sich zeigen. Unter den 
Vorschlägen finden sich unter anderem „Jahressteuergesetz 
2016“ (was angesichts weiterer zu erwartender Steueränderungs-
gesetze in diesem Jahr wenig passend ist) und „Zollkodexanpas-
sungsgesetz 2.0“. Wie auch immer das Gesetz genannt wird, es soll 
jedenfalls noch im März zusammen mit anderen Steueränderungs-
gesetzen vom Kabinett verabschiedet werden. Der Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens ist allerdings erst für den Herbst geplant. 
Momentan sieht das Gesetz folgende wesentlichen Änderungen im 
Steuerrecht vor, die größtenteils ab 2016 gelten sollen: 

• Investitionsabzugsbetrag: Mit dem Investitionsabzugsbetrag 
können kleinere Unternehmen das Abschreibungsvolumen für 
eine geplante Investition vorziehen. Bisher war dafür aber bei der 
Beantragung unter anderem die Angabe der Funktion des Wirt-
schaftsguts notwendig, das angeschafft oder hergestellt werden 
sollte. In der Praxis hat das regelmäßig zu Problemen geführt, 
wenn dem Finanzamt die Angabe zu ungenau war oder das spä-
ter angeschaffte Wirtschaftsgut nach Ansicht des Finanzamts 
nicht zu der Funktionsangabe passte. Daher wird diese Vorgabe 
ersatzlos gestrichen. Künftig können Abzugsbeträge bis zu ei-
nem Höchstbetrag von 200.000 Euro ohne weitere Angaben in 
Anspruch genommen werden. Im Gegenzug müssen der Ab-
zugsbetrag sowie die sonstigen Meldungen nach einem standar-
disierten Verfahren elektronisch übermittelt werden. 

• Konzernklausel: Die Übertragung von Gesellschaftsanteilen 
führt normalerweise ab einem bestimmten Umfang zum Unter-
gang des verbleibenden Verlustvortrags. Damit Umstrukturierun-
gen innerhalb eines Konzerns nicht unnötig erschwert werden, 
gibt es von dieser Verlustabzugsbeschränkung aber eine Aus-
nahme, wenn die Übertragung vollständig innerhalb des Kon-

KKURZ NOTIERTURZ NOTIERT   

Gesetz zur Anhebung von 
Steuerfreibeträgen und Kindergeld 

Wegen der verfassungsrechtlich gebote-
nen Anhebung des steuerfreien Existenz-
minimums hat das Bundesfinanzministeri-
um jetzt den ersten Entwurf für ein Ge-
setz zur Anhebung des Grundfreibetrages, 
des Kinderfreibetrages, des Kindergeldes 
und des Kinderzuschlags vorgelegt. Dabei 
werden aber nur die absolut notwendigen 
Erhöhungen vorgenommen. Beim Grund-
freibetrag sind das 118 Euro mehr für die-
ses Jahr und weitere 180 Euro für 2016. 
Der Kinderfreibetrag erhöht sich für 2015 
um 144 Euro und um 96 Euro in 2016. Das 
Kindergeld steigt um 4 Euro pro Kind und 
Monat in diesem Jahr sowie weitere 2 Eu-
ro im nächsten Jahr. 

 

Steuerquellen sprudeln weiter 

Steuersenkungen sind in der Politik mo-
mentan kein Thema. Grund für Steuerer-
höhungen gibt es angesichts der jüngsten 
Zahlen allerdings auch nicht: Im letzten 
Jahr haben Bund und Länder rund 593 Mil-
liarden Euro und damit 4 % mehr als im 
Jahr davor eingenommen. Der Start ins 
neue Jahr ist für den Fiskus ebenso viel-
versprechend. Im Durchschnitt lagen die 
Steuereinnahmen 4,1 % über dem Vorjah-
reswert. Wegen der hohen Beschäfti-
gungsquote beträgt der Anstieg bei der 
Lohnsteuer sogar 5,9 %. 

 

Steuerbonus für Gebäude-
sanierung ist wieder vom Tisch 

Vor einigen Jahren war schon einmal eine 
steuerliche Förderung für energetische 
Gebäudesanierung vorgesehen, ist damals 
aber am Widerstand der rot-grünen Oppo-
sition gescheitert. Im Rahmen des "Natio-
nalen Aktionsplans Energieeffizienz" sollte 
jetzt ein neuer Anlauf für Fördermaß-
nahmen im Steuerrecht genommen wer-
den. In den Gesprächen der Koalitions-
spitze hat sich die Große Koalition aber 
nicht auf ein Modell einigen können, wo-
mit das Thema erneut vom Tisch ist. 
Diesmal sollte die steuerliche Förderung 
unabhängig vom Jahreseinkommen durch 
Abzug von der Einkommensteuerschuld 
erfolgen, dafür aber der Steuervorteil für 
Handwerkerleistungen erst oberhalb von 
300 Euro greifen. Stattdessen prüft die 
Regierung nun eine Ausweitung der KfW-
Förderprogramme für die energetische 
Sanierung. 



 3 

zerns stattfindet. Diese Konzernklausel wird nun rückwirkend 
zum 1. Januar 2010 erweitert auf Konstellationen, die von der 
bisherigen Formulierung noch nicht abgedeckt waren. Unter an-
derem werden nun Personenhandelsgesellschaften als Konzern-
träger zugelassen. 

• Einbringungstatbestände: Rückwirkend zum 1. Januar 2015 
werden verschiedene Steuergestaltungen im Zusammenhang mit 
Einbringungen ausgehebelt. Eine steuerneutrale Umstrukturie-
rung ohne Aufdeckung von stillen Reserven ist dann nur noch 
möglich, wenn die neben neuen Gesellschaftsanteilen gewährten 
sonstigen Gegenleistungen nicht mehr als 25 % des Buchwerts 
der eingebrachten Wirtschaftsgüter oder nicht mehr als 300.000 
Euro ausmachen. Werden diese Grenzen überschritten, kommt 
es zu einer anteiligen Aufdeckung der stillen Reserven. 

• Elektrofahrzeuge: Zur Privatnutzung von betrieblichen Elektro-
oder Hybridfahrzeugen gibt es eine Klarstellung, die einer nicht 
gewollten Auslegung der Vorschrift vorbeugen soll. Bei Anwen-

dung der Fahrtenbuchme-
thode ist zur Ermittlung des 
Entnahmewerts für die Pri-
vatnutzung die anteilige AfA 
um die pauschale Minderung 
für das Batteriesystem zu 
reduzieren, sofern das Batte-
riesystem nicht gemietet 
wurde. 

• Kapitalerträge: Banken werden nun gesetzlich dazu verpflichtet, 
die Rechtsauffassung der Finanzverwaltung bei der Abgeltungs-
teuer anzuwenden. Damit wird einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs entgegengewirkt, das zu einer uneinheitlichen Anwendung 
der Steuererhebung führen könnte. Hat ein Anleger eine andere 
Rechtsauffassung, muss er dies also künftig immer mit dem Fi-
nanzamt ausfechten. Außerdem können künftig nur noch unbe-
schränkt steuerpflichtige Anleger einen Freistellungsauftrag stel-
len. Eine frühere Änderung hatte hier zu einer nicht gewollten 
Ausweitung auf beschränkt Steuerpflichtige geführt. 

• Inlandsbegriff: Der ertragsteuerliche Inlandsbegriff wird ausge-
weitet auf sämtliche aus dem UN-Seerechtsübereinkommen ab-
leitbare Besteuerungsrechte. Damit werden neben der Off-Shore-
Energieerzeugung nun auch die gewerbliche Fischzucht, die 
Ausbeutung von Bodenschätzen und andere gewerbliche Aktivi-
täten im Deutschland zustehenden Bereich der Hochsee von der 
unbeschränkten Steuerpflicht erfasst. 

• Erbschaftsteuer: Der Erbe oder Beschenkte muss künftig bei 
der Meldung auch die Steueridentifikationsnummern der am Er-
werb beteiligten Personen angeben. Für Vermögensverwahrer 
und –verwalter, Versicherungen sowie Gerichte, Behörden und 
Notare erfolgt eine entsprechende Anpassung. Außerdem wer-
den bei einer Schenkung unter Lebenden künftig sowohl Schen-
ker als auch Beschenkter durchgehend Verfahrensbeteiligte im 
Feststellungsverfahren sein, und zwar auch dann, wenn der 
Schenker die Schenkungsteuer übernimmt. 

• Sonstige Änderungen: Das Gesetz enthält noch eine ganze 
Reihe weiterer Änderungen, die von redaktionellen Anpassungen 
bis zu umfassenden Änderungen für spezielle Konstellationen 
reichen. So wird – verbunden mit weiteren Änderungen für Un-
terstützungskassen - das Teileinkünfteverfahren für Gewinnantei-
le aus Unterstützungskassen ausgeschlossen. Bei der immer 

 

Vorsteuererstattung als 
Betriebseinnahme 

Bei Einnahmen-Überschuss-Rechnern führt 
eine Umsatz- oder Vorsteuererstattung zu 
einer Betriebseinnahme. Das gilt nach ei-
nem Urteil des Bundesfinanzhofs auch 
dann, wenn die Rechnung später steuer-
lich nicht anerkannt wird und der Unter-
nehmer daher die Vorsteuererstattung zu-
rückzahlen muss. Damit fällt zwar der Be-
triebsausgabenabzug für die Umsatzsteu-
erzahlung weg, die Betriebseinnahme 
bleibt aber weiter bestehen. 

 

Kein Vorsteuerabzug bei Ausgaben 
für eine Geschäftsführerwohnung 

Ein Unternehmen mietete für seine weit 
entfernt wohnenden Geschäftsführer drei 
Wohnpavillons an und stattete sie mit In-
ventar aus. Für die Möbel kann das Unter-
nehmen aber keinen Vorsteuerabzug in 
Anspruch nehmen, hat der Bundesfinanz-
hof entschieden. Die Überlassung der Ge-
schäftsführerwohnungen liegt auch dann 
nicht im überwiegend unternehmerischen 
Interesse, wenn einkommensteuerrecht-
lich die Voraussetzungen einer doppelten 
Haushaltsführung gegeben wären. Anders 
als bei einer Auswärtstätigkeit liegt ein 
überwiegend unternehmerisches Interesse 
dann nicht vor, wenn Wohnung und Inven-
tar von vornherein mit der Absicht einer 
unentgeltlichen Wertabgabe angemietet 
oder angeschafft werden, mit der das pri-
vate Wohnbedürfnis von Mitarbeitern ge-
deckt wird. 

 

Erbschaftsteuererlass nach 
Ausfall von Rentenzahlungen 

Für Renten und andere wiederkehrende 
Leistungen, die der Erbschaftsteuer un-
terliegen, kann statt der einmaligen Be-
steuerung des Kapitalwerts auch eine 
jährliche Zahlung der Steuer gewählt 
werden. Dabei ist jederzeit eine Ablösung 
mit dem jeweils verbleibenden Kapital-
wert möglich. Fallen die Rentenzahlungen 
später wegen der Überschuldung und Zah-
lungsunfähigkeit des Leistungspflichtigen 
aus, kann aber auch ein Erlass der ver-
bleibenden Steuer gerechtfertigt sein. 
Zwar kommt es für den Bundesfinanzhof 
auf die Umstände des Einzelfalls an, aber 
zumindest im Streitfall sah er die Ablö-
sung mit 0 Euro als geboten an, weil die 
Erbin ihren Antrag erst fünf Jahre nach 
Beginn des Zahlungsausfalls gestellt hatte 
und nicht damit zu rechnen war, dass sie 
weitere Rentenzahlungen erhalten würde. 
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noch nicht eingeführten Wirtschaftsidentifikationsnummer gibt es 
erneut eine Änderung. Die Grunderwerbsteuerpflicht nach einer 
mittelbaren Änderung des Gesellschafterbestands wird wieder 
abhängig von der Gesellschaftsform ermittelt. Auch im Bewer-
tungsrecht gibt es einige Änderungen. 

Der Gesetzentwurf gibt auch gleich einen Ausblick auf weitere Än-
derungen im Steuerrecht, die für dieses Jahr geplant sind oder sich 
noch in der Prüfung befinden. Damit soll weiteren Wünschen der 
Bundesländer entsprochen werden, die mit dem aktuellen Gesetz 
noch nicht abgearbeitet wurden. Drei weitere Änderungspakete sind 
demnach bereits in Vorbereitung: 

• Investmentbesteuerung: Im Sommer will das Ministerium den 
Entwurf für ein Gesetz zur Reform der Investmentbesteuerung 
vorlegen. Darin soll auch die steuerliche Behandlung von Veräu-
ßerungsgewinnen aus Streubesitzanteilen neu geregelt werden. 

• Hybride Gestaltungen: Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe be-
fasst sich seit Januar mit Maßnahmen zur Neutralisierung der Ef-
fekte hybrider Steuergestaltungen. Ein Zeitplan für ein Gesetz-
gebungsverfahren gibt es hier aber noch nicht. 

• Modernisierung: Im Rahmen von Überlegungen zur Modernisie-
rung des Besteuerungsverfahrens sollen verschiedene Vorschlä-
ge des Bundesrats umgesetzt oder zumindest geprüft werden. 
Dazu gehört ein Prüfrecht der Kommunen bei der Gewerbesteuer, 
ein größerer Einfluss der Länder auf den Erhebungssektor sowie 
eine Selbstveranlagung bei der Steuerfestsetzung. Auch zu die-
sem Paket gibt es noch keinen Zeitplan. 

Nicht alle Wünsche des Bundesrats hat das Bundesfinanzministeri-
um aber akzeptiert. Insbesondere die gewünschte Änderung bei der 
Bewertung von Sachbezügen sieht die Regierung kritisch. Damit gilt 
die Freigrenze von 44 Euro für Sachbezüge auch weiterhin bei der 
Gewährung von Gutscheinen. ³ 

 

Personalrabatte von Dritter Seite 
Ob die Rabatte, die Arbeitnehmer von Dritten erhalten, zum Ar-
beitslohn gehören oder nicht, erklärt das Bundesfinanzministeri-
um in einem neuen Schreiben.  

Mehrfach hat der Bundesfinanzhof in den letzten drei Jahren dar-
über entscheiden müssen, ob Rabatte, die Arbeitnehmer von Dritten 
erhalten, Arbeitslohn darstellen. In den beiden Streitfällen haben die 
Richter jeweils zugunsten der Arbeitnehmer entschieden und keinen 
Arbeitslohn angenommen. Diese Urteile hat das Bundesfinanzminis-
terium jetzt zum Anlass genommen, seine Verwaltungsanweisung 
zur steuerlichen Behandlung 
von Rabatten, die Arbeitneh-
mern von Dritten eingeräumt 
werden, zu überarbeiten. 

Preisvorteile, die Arbeitneh-
mern von Dritten gewährt 
werden, sind demnach dann 
Arbeitslohn, wenn sie sich für 
den Arbeitnehmer als Ergeb-
nis seiner Arbeit für den Arbeitgeber darstellen und im Zusammen-
hang mit dem Dienstverhältnis stehen. Überwiegt dagegen das ei-
genwirtschaftliche Interesse des Dritten schließt das die Annahme 
von Arbeitslohn in der Regel aus. Auch wenn der Preisvorteil nicht 

 

Nutzung eines Pkws aus dem 
Betriebsvermögen des Ehegatten 

Nutzt ein Unternehmer in seinem Betrieb 
einen Pkw, der zum Betriebsvermögen 
seines Ehegatten gehört, ohne sich direkt 
oder über eine Nutzungsentschädigung an 
den Kosten zu beteiligen, kann er für die 
betriebliche Nutzung des Pkw auch keine 
Betriebsausgaben abziehen, beispielswei-
se in Form der Kilometerpauschale. Wen-
det der Ehegatte, zu dessen Betriebsver-
mögen der Pkw gehört, für seine Privat-
nutzung die 1 %-Regelung an, ist damit 
auch die Nutzung des Pkw auch durch den 
anderen Ehegatten abgegolten. Der Bun-
desfinanzhof sieht in diesem Fall keinen 
Anlass, eine zusätzliche Nutzungsentnah-
me anzusetzen. 

 

Mittelpunkt der Berufstätigkeit 
bezieht sich auf aktive Tätigkeiten 

Die Kosten für ein häusliches Arbeitszim-
mer sind nur dann in voller Höhe steuer-
lich abziehbar, wenn das Arbeitszimmer 
den Mittelpunkt der gesamten betriebli-
chen und beruflichen Betätigung bildet. 
Altersbezüge für eine frühere Tätigkeit 
sind laut dem Bundesfinanzhof dabei 
nicht zu berücksichtigen, sondern nur die 
Einkünfte, die eine aktive Tätigkeit im 
jeweiligen Kalenderjahr voraussetzen. 
Dank diesem Urteil darf ein pensionierter 
Ingenieur nun die Kosten für sein Arbeits-
zimmer geltend machen, von dem aus er 
gelegentlich als Gutachter tätig ist.  

 

Vorsteuerabzug vor Gründung 
einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft 

Das Finanzgericht Düsseldorf hält eine 
Einzelperson, die eine Ein-Mann-Kapital-
gesellschaft gründen will, mit einer Vor-
gründungsgesellschaft für vergleichbar. 
Der Gründer ist daher für Leistungen zur 
Vorbereitung und Errichtung der Gesell-
schaft zum Vorsteuerabzug berechtigt. 
Das gilt auch dann, wenn es später tat-
sächlich nicht zur Gründung der Ein-Mann-
Kapitalgesellschaft kommen sollte, solan-
ge die Gründungsabsicht zum Zeitpunkt 
des Leistungsbezugs objektiv bestanden 
hat. Ebenso wenig spielt es eine Rolle, 
dass der Gründer zu keinem Zeitpunkt 
umsatzsteuerpflichtige Ausgangsumsätze 
getätigt hat und auch bei Bezug der Leis-
tung nicht selbst als Einzelunternehmer 
Umsätze ausführen wollte. Das Gericht 
sieht keinen sachlichen Grund, dem 
Gründer einer Ein-Mann-GmbH die um-
satzsteuerliche Anerkennung zu verwei-
gern, allerdings muss in der Revision nun 
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nur den Arbeitnehmern, sondern üblicherweise ebenso fremden 
Dritten im normalen Geschäftsverkehr eingeräumt wird (z. B. Men-
genrabatte), liegt kein Arbeitslohn vor. 

Es spricht dafür, dass Preisvorteile zum Arbeitslohn gehören, wenn 
der Arbeitgeber an der Verschaffung der Preisvorteile aktiv mitge-
wirkt hat. Eine aktive Mitwirkung des Arbeitgebers liegt dann vor, 
wenn aus dem Handeln des Arbeitgebers ein Anspruch des Arbeit-
nehmers auf den Preisvorteil entstanden ist oder der Arbeitgeber für 
den Dritten Verpflichtungen übernommen hat, z. B. Inkassotätigkeit 
oder Haftung. Ebenso sieht das Finanzamt eine aktive Mitwirkung 
des Arbeitgebers, wenn zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten 
eine enge wirtschaftliche oder tatsächliche Beziehung besteht (Or-
ganschaftsverhältnis etc.) oder der Arbeitnehmer Nachlässe von ei-
nem Unternehmen erhält, dessen Arbeitnehmer ihrerseits Preisvor-
teile vom Arbeitgeber erhalten. 

Von einer aktiven Mitwirkung des Arbeitgebers an der Verschaffung 
von Preisvorteilen geht das Finanzamt dagegen nicht aus, wenn 
sich seine Beteiligung darauf beschränkt, Angebote Dritter in sei-
nem Betrieb bekannt zu machen. Genauso ist es unschädlich, wenn 
der Arbeitgeber nur Angebote Dritter an die Arbeitnehmer seines 
Betriebs und eventuell damit verbundene Störungen des Be-
triebsablaufs duldet oder Räumlichkeiten für Treffen der Arbeitneh-
mer mit Ansprechpartnern des Dritten zur Verfügung stellt. Auch die 
Bescheinigung der Betriebszugehörigkeit eines Arbeitnehmers, so-
fern dies Voraussetzung für die Nutzung der Preisnachlässe ist, ist 
keine aktive Mitwirkung des Arbeitgebers. 

Die Mitwirkung des Betriebs- oder Personalrats an der Verschaf-
fung von Preisvorteilen durch Dritte spielt für die steuerliche Beur-
teilung keine Rolle, weil sie nicht dem Arbeitgeber zuzurechnen ist 
und damit allein noch nicht zur Annahme von Arbeitslohn führt, dies 
aber auch nicht ausschließt, wenn der Arbeitgeber ebenfalls aktiv 
mitwirkt. Wirkt an der Verschaffung der Preisvorteile allein eine vom 
Arbeitgeber unabhängige Selbsthilfeeinrichtung der Arbeitnehmer 
mit, liegt natürlich kein Arbeitslohn vor. Diese neu gefassten Regeln 
sind in allen noch offenen Fällen anzuwenden. ³ 

 

Neuregelung der Erbschaftssteuer 
Zur Neuregelung der Begünstigung von Betriebsvermögen bei 
der Erbschaftsteuer sind jetzt erste Details bekannt. 

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts muss die Begüns-
tigung von Betriebsvermögen bei der Erbschaftsteuer grundlegend 
überarbeitet werden. Einen offiziellen Gesetzesentwurf gibt es dazu 

zwar noch nicht; trotzdem 
sind bereits viele Details der 
vom Bundesfinanzministerium 
geplanten Änderungen 
durchgesickert. 

Ursprünglich hatte das Fi-
nanzministerium angekündigt, 
die Wirtschaft bei der Umset-
zung des Urteils so wenig wie 

möglich belasten zu wollen. Doch an dem, was bis jetzt bekannt 
geworden ist, gibt es bereits scharfe Kritik, weil viele die geplanten 
Änderungen als zu restriktiv empfinden. So wünscht sich beispiels-
weise die rot-grüne Landesregierung von Baden-Württemberg 
großzügigere Regelungen für Firmenerben. 

der Bundesfinanzhof entscheiden. 

Hersteller haftet für Steuerausfall 
durch manipulierbare Kassen 

Für hinterzogene Steuern haftet nicht nur 
der Steuersünder selbst, sondern auch 
andere Personen, die Beihilfe zur Steuer-
hinterziehung geleistet haben. Mit dieser 
Begründung hat das Finanzgericht Rhein-
land-Pfalz den Geschäftsführer einer Fir-
ma, die Kassensysteme nebst Manipulati-
onssoftware herstellt und vertreibt, in die 
Haftung genommen, nachdem einer seiner 
Kunden wegen Steuerhinterziehung verur-
teilt worden war. 

 

Grundsteuererlass nach Leerstand 
wegen Sanierungsmaßnahmen 

Entschließt sich ein Immobilienbesitzer, 
die Immobilie nicht zu vermieten, weil er 
eine Sanierung plant, hat er den Leer-
stand selbst zu verantworten und damit 
keinen Anspruch auf einen Erlass der 
Grundsteuer. Anders sieht es aber aus, 
wenn das Gebäude in einem städtebauli-
chen Sanierungsgebiet liegt und die Sa-
nierung damit unumgänglich ist. Zwar 
entscheidet der Vermieter über den Zeit-
punkt der Sanierung und damit des Leer-
stands selbst, aber deswegen hat er nach 
Meinung des Bundesfinanzhofs den Leer-
stand in diesem Fall trotzdem nicht selbst 
zu verantworten. 

 

Steuerbescheide vorläufig in 
Bezug auf Ausbildungskosten 

Das Bundesfinanzministerium hat den Vor-
läufigkeitskatalog aktualisiert. Steuerbe-
scheide ergehen damit nur noch vorläufig 
hinsichtlich der Frage, ob die Kosten für 
eine erste Berufsausbildung oder ein Erst-
studium voll als Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben abziehbar sind. 

 
Besteuerung der Mütterrente 

Der Bund der Steuerzahler hält die Be-
steuerung der Mütterrente für undurch-
sichtig und weist darauf hin, dass oft ein 
größerer Anteil der Mütterrente versteu-
ert wird als von vielen Rentnern ange-
nommen. Wie hoch der steuerfreie Anteil 
der Mütterrente ist, hängt vom Jahr des 
Rentenbeginns ab. Die Rentenversiche-
rung rechnet dabei so, als sei die Mütter-
rente bereits im Jahr des Rentenbeginns 
gezahlt worden. Betroffen sind Senioren, 
die vor dem Jahr 2014 in Rente gegangen 
sind, insbesondere aber Rentner, die seit 
2005 oder früher eine Rente erhielten und 
mehrere Kinder haben. Bei ihnen fällt der 
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In drei Punkten sind Änderungen bei der Erbschaftsteuer unum-
gänglich. Nach aktuellem Stand sehen die Pläne des Finanzministe-
riums dazu so aus: 

• Verwaltungsvermögen: Statt einer pauschalen Schwelle von 
10 % oder 50 % für das Verwaltungsvermögen soll es künftig ei-
ne wirtschaftsgutbezogene Betrachtung geben. Begünstigt sind 
danach alle Wirtschaftsgüter, die zum Zeitpunkt des Erwerbs zu 
mehr als 50 % für die Erzielung von Einkünften genutzt werden. 
Schulden sollen dann anteilig dem begünstigten und dem nicht 
begünstigten Vermögen zugerechnet werden. 

• Lohnsummenregelung: Die Lohnsummenregelung greift bisher 
nur bei Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten. Das ist dem 
Verfassungsgericht zu großzügig. Das Ministerium will nun die 
Lohnsummenregelung komplett unabhängig von der Mitarbeiter-
zahl machen und stattdessen auf den Unternehmenswert abstel-
len. Bei einem Unternehmenswert unter 1 Mio. Euro soll die 
Lohnsummenregelung danach nicht gelten. 

• Großbetriebe: Schließlich hat das Bundesverfassungsgericht ei-
ne besondere Bedürfnisprüfung für Großbetriebe verlangt. Diese 
soll über eine Freigrenze von 20 Mio. Euro realisiert werden. 
Wird diese Freigrenze innerhalb von 10 Jahren überschritten, 
muss der Erbe oder Beschenkte nachweisen, dass er persönlich 
nicht in der Lage ist, die Erbschaftsteuer sofort aus betriebsfrem-
den Mitteln zu bezahlen. Dazu muss er bis zu 50 % des verfüg-
baren freien Vermögens aufwenden. 

Den Regierungsentwurf für das Gesetz will das Kabinett noch im 
März verabschieden. Dem Ministerium bleibt damit nur noch wenig 
Zeit, an seinem Entwurf zu feilen. Danach sind Bundestag und Bun-
desrat am Zug, den Gesetzentwurf zu überarbeiten. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Stefan Penka 
Steuerberater 

steuerpflichtige Rentenanpassungsbetrag 
in diesem Jahr besonders hoch aus. 

Verrechnung von Altverlusten mit 
der Abgeltungsteuer nicht möglich 

Verlustvorträge aus der Zeit vor der Ab-
geltungsteuer können nicht unmittelbar 
mit Kapitalerträgen aus späteren Jahren 
verrechnet werden. Das Finanzgericht 
Münster teilt die Ansicht des Finanzamts, 
dass Anleger entweder auf die Verlustver-
rechnung verzichten müssen oder im 
Rahmen der Günstigerprüfung zwar eine 
Verlustverrechnung vornehmen können, 
dann aber akzeptieren müssen, dass die 
verbleibenden Kapitalerträge mit dem in-
dividuellen Steuersatz besteuert werden. 
Das Gericht hat allerdings die Revision 
zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

 
Betreuung eines Haustieres als 
haushaltsnahe Dienstleistung 

Geht es nach der Finanzverwaltung, dann 
ist die Pflege und Betreuung von Haustie-
ren keine haushaltsnahe Dienstleistung. 
So weist es jedenfalls die Aufzählung be-
günstigter und nicht begünstigter Leistun-
gen in der betreffenden Verwaltungsan-
weisung aus. Doch das Finanzgericht Düs-
seldorf hat dazu eine andere Meinung und 
hat daher einer Familie den Steuerbonus 
für die Betreuung ihrer Katze während 
deren Abwesenheit zugesprochen. Ent-
scheidend dafür war nicht zuletzt der 
Umstand, dass die Betreuung im Haushalt 
selbst stattfand, nicht in einer externen 
Einrichtung. Gegen das Urteil wird das Fi-
nanzamt voraussichtlich Revision einle-
gen, sodass nun der Bundesfinanzhof ent-
scheiden muss. 

 


